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(Nr. 11743.) Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staats 
D beamten in den Ruheſtand. Vom 26. Februar 1919. 


ie Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
N 1 


Unmittelbare Staatsbeamte, die in der Staatsverwaltung nicht weiter ver⸗ 
wendet werden können, weil das von ihnen verwaltete Amt infolge einer Um⸗ 
bildung der Staatsbehörden aufhört, können unter Bewilligung des geſetzlichen 
Wartegeldes einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Sie erhalten als Wartegeld während eines Zeitraums von fünf Jahren 
den vollen Betrag, nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums aber drei Viertel 
| ihres ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens. Dabei wird der Wohnungsgeldzuſchuß, 
| folange die Beamten als Wartegeld den vollen Betrag des ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens beziehen, nicht mit dem Durchſchnittsſatze, ſondern nach der 
Ortsklaſſe ihres bisherigen dienſtlichen Wohnorts in Anſatz gebracht. 

25 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten 
Beamten haben im Falle ihrer einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand einen 
Anſpruch auf Wartegeld nur bis zu dem Zeitpunkte, für den der Widerruf oder 
die Kündigung früheſtens zuläſſig wäre. Für die ſpätere Zeit kann ihnen ein 
Wartegeld bis auf die Höhe des geſetzmäßigen Ruhegehaltsbetrags bewilligt werden. 
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f ; 83. 
Außer dem Falle des § 1 können jederzeit einſtweilig in den Ruheſtand 
verſetzt werden: f 
Unterſtaatsſekretäre 
Miniſterialdirektoren; 
Oberpräſidenten : 
Regierungspräſidenten fowie der Vorſitzende der Anſiedlungskommiſſion 
f für Weſtpreußen und Poſen 
Beamte der Staatsanwaltſchaft bei den Gerichten; 
ö Vorſteher ftaatlicher Polizeibehörden; 2 
Landräte 
Geſandte und andere diplomatiſche Agenten. 

Das Wartegeld dieſer Beamten beträgt, ſofern nicht die Vorausſetzungen 
des § 1 vorliegen, ſtets drei Viertel des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens 
und höchſtens 12 000 Mark. Hat der Beamte jedoch zur Zeit ſeiner einſtweiligen 
Verſetzung in den Ruheſtand bereits ein höheres Ruhegehalt erdient, ſo erhält er 
ein Wartegeld in der Höhe des zu dieſem Zeitpunkt erdienten Ruhegehalts. 

Geſetzſammlung 1919. (Nr. 11743.) 13 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1912. 
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84. 

Der Jahresbetrag des Wartegeldes iſt, ſofern nicht das volle ruhegehalts— 
fäbige Dienſteinkommen gewährt wird, nach oben jo abzurunden, daß bei Teilung 
durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. 

9. 

Die Zahlung des Wartegeldes erfolgt im voraus in derſelben Weiſe, in 
der bis dahin das Gehalt gezahlt worden iſt. Die Gehaltszahlung hört auf 
und die Zahlung des Wartegeldes beginnt mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, 
das auf den Monat folgt, in dem dem Beamten die Entſcheidung über ſeine 
einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand, deren Zeitpunkt und die Höhe des 
Wartegeldes bekannt gemacht worden ſind. Vom Zeitpunkte der einſtweiligen 
Verſetzung in den Ruheſtand bis zum Beginne der Zahlung des Wartegeldes ſtehen 
dem Beamten die zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten gewährten Einkünfte 
nicht zu und von den zur Beſtreitung von Repräſentationskoſten gewährten 
kommen 20 vom Hundert in Abzug. 9 6 


x Die einftweilen in den Nuheftand verſetzten Beamten, die ſich vorher in 

einer planmäßigen Stelle befunden haben, ſind bei Verluſt des Wartegeldes zur 
Annahme eines ihnen übertragenen Amtes im unmittelbaren Staatsdienſte ver⸗ 
pflichtet, das ihrer Berufsbildung entſpricht und mit mindeſtens gleichem Range 
und gleichem planmäßigen Dienſteinkommen wie das vorher von ihnen bekleidete 
verbunden iſt. Beamte, die ſich vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand in einer außerplanmäßigen Stelle befunden haben, ſind bei Verluſt des 
Wartegeldes unter denſelben Vorausſetzungen zur Annahme eines ihnen über⸗ 
tragenen Amtes im unmittelbaren Staatsdienſte verpflichtet, auch wenn das Amt 
nur mit einem außerplanmäßigen Dienſteinkommen verbunden iſt. 

Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommens ſind 
der Wohnungsgeldzuſchuß ſowie eine etwa gewährte freie Dienſtwohnung oder 
Mietsentſchädigung außer Betracht zu laſſen. Das neue Dienſteinkommen iſt 
nicht deswegen als geringer anzusehen, weil die Gelegenheit zur Verwaltung von 
Nebenämtern nicht wieder gewährt wird oder weil die für Dienſtunkoſten beſonders 
ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfallen. 

Wartegeldempfänger ſollen bei der Wiederbeſetzung erledigter Stellen, für 
die ſie ſich eignen, vorzugsweiſe berückſichtigt werden. 

87. 

Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten haben ſich bei Verluſt 
des Wartegeldes nach Anordnung des Verwaltungschefs auch der zeitweiligen 
Wahrnehmung ſolcher Amter im unmittelbaren Staatsdienſte zu unterziehen, die 
ihren Fähigkeiten und bisherigen Verhältniſſen entſprechen. Während der Dauer 
dieſer Beſchäftigung erhalten ſie den vollen Betrag ihres ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens, wobei der Wohnungsgeldzuſchuß nach der Ortsklaſſe ihres 
bisherigen dienſtlichen Wohnorts in Anſatz gebracht wird. Erfolgt die Beſchäfti⸗ 
gung außerhalb ihres Wohnorts, ſo erhalten ſie, wenn ſie vorher planmäßig 
angeſtellt waren, Tagegelder nach § 2 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der 
Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 150), wenn dies nicht der 
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Fall war, nach § 2 Abſ. 2 und 3 dafelbft und die geſetzlichen Fahrkoſten, beides 
nach den Sätzen, die ihnen zuſtehen würden, wenn ſie ſich noch in dem zuletzt von ihnen 
bekleideten Amte befänden. 68 


Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten ſind bei Verluſt des 
Wartegeldes auch zur Annahme oder zeitweiligen Wahrnehmung eines Amtes im 
Reichsdienſt unter denſelben Vorausſetzungen verpflichtet, unter denen ſie ein Amt 
im unmittelbaren Staatsdienſte nach -$ 6 übernehmen oder nach $ 7 zeitweilig 
wahrnehmen müſſen. Zur zeitweiligen Wahrnehmung eines ſolchen Amtes ſind 
fie jedoch nur dann verpflichtet, wenn ihnen die im H7 Satz 2 und 3 genannten 
Bezüge gewährleiſtet werden. 

Durch Beſchluß der Preußiſchen Regierung (Staatsminiſterium) kann für 
beſtimmte Beamtengruppen angeordnet werden, daß die Vorſchrift im Abſ. 1 auch 
für den Dienſt in einem preußiſchen Kommunalverbande gilt. 

89. 

Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: . 

1. wenn der Beamte mit einem dem früher von ihm bezogenen Dienſt⸗ 
einkommen mindeſtens gleichen Dienſteinkommen (§ 6 Abſ. 2) in einem 
Amte wieder angeſtellt wird, zu deſſen Übernahme er nach § 6 oder § 8 
verpflichtet iſt 

wenn der Beamte die preußiſche Staatsangehörigkeit verliert 
wenn der Beamte ohne Genehmigung der Preußiſchen Regierung (Staats⸗ 
miniſterium) feinen Wohnſitz außerhalb des Deutſchen Reichs nimmt / 

4. wenn der Beamte aus dem Staatsdienſt ausſcheidet; 

5. wenn der Beamte gemäß $$ 6, 7 oder 8 des Wartegeldes für verluſtig 

erklärt wird. 8 10 

Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und ſolange der 
einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Beamte infolge einer Wiederanſtellung oder 
Beſchäftigung im Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne des § 27 Abſ. 2 des Zivil⸗ 
ruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872 Geſetzſamml. S. 268) in der Faſſung 
vom 27. Mai 1907 Geſetzſamml. S. 91) ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit 
als der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des Warte 
geldes den Betrag des von dem Beamten vor der einſtweiligen Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. Hinſichtlich der Berechnung des 
früheren und des neuen Dienſteinkommens findet § 27 Abſ. 3 des Zivilruhegehalts⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. u 


Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung des Wartegeldes auf 
Grund der Beſtimmungen in den $$ 9 und 10 tritt, ſofern die Veranlaſſung 
dazu nicht in einer Wiederanſtellung oder Wiederbeſchäftkigung des Beamten liegt, 
zu deren Übernahme er verpflichtet iſt, erſt mit dem Beginne desjenigen Monats 
ein, der auf das eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Ereignis folgt. 

Wird der Beamte im Reichs- oder Staatsdienſte gegen Tagegelder oder 
eine anderweite Entſchädigung vorübergehend beſchäftigt, ohne zur Übernahme 
dieſer Beſchäftigung verpflichtet zu ſein, ſo wird das Wartegeld für die erſten 


ww 
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ſechs Monate unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat ab nur zu dem ſich aus § 10 er⸗ 
gebenden Betrage gewährt. 12. 

Die einſtweilige Verſetzung in den Nuheſtand erfolgt in den Fällen des 
$ durch den Verwaltungschef, in den Fällen des § 3 durch die Preußiſche 
Regierung (Staatsminiſterium). 

In den Fällen des § 2 wird das Wartegeld vom Verwaltungschef in 
Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter bewilligt. 

Der Verluſt des Wartegeldes nach $$ 6 bis 8 wird durch den Verwal⸗ 
tungschef ausgeſprochen. 8 1 

Unmittelbare Staatsbeamte, die nach Vollendung des zehnten Dienſtjahrs 
bis zum 31. Dezember 1920 infolge der Umgeſtaltung des Staatsweſens ihre 
Verſetzung in den Ruheſtand nachſuchen, ſind in den Ruheſtand zu verſetzen, ohne 
daß eingetretene Dienſtunfähigkeit oder die Vollendung des fünfundſechzigſten 
Lebensjahrs Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt iſt. Das Ruhegehalt 
beträgt für dieſe Beamten ohne Rückſicht auf die Zahl der zurückgelegten Dienſt⸗ 
jahre ¾ ihres ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens. f 

Auf die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung ange⸗ 
ſtellten Beamten, die eine planmäßige Stelle nicht bekleiden, findet dieſe Vor⸗ 
ſchrift keine Anwendung. $ 14 

Dieſes Geſetz findet auch auf die Oberwachtmeiſter und Gendarmen der 
Landgendarmerie Anwendung. i 

Es findet keine Anwendung auf diejenigen Beamten, die unter das Geſetz, 
betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. 
S. 218) fallen. 19. 2 

Die Königlichen Erlaſſe vom 14. Juni 1848, betreffend die Bewilligung 
von Wartegeldern an disponible Beamte, (Geſetzſamml. S. 153) und vom 
24. Oktober 1848 wegen einer Modifikation der Verordnung vom 14. Juni 1848, 
betreffend die Bewilligung von Wartegeldern an disponible Beamte, (Geſetzſamml. 
S. 338) werden aufgehoben. Wo in geſetzlichen oder anderen Vorſchriften auf 
die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen Bezug genommen iſt, treten die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes an ihre Stelle. = 

8.87 Ziffer 2 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen 
Beamten uſw., vom 21. Juni 1852 (Geſetzſamml. S. 465) erhält folgende Faſſung: 

2. Einſtweilige Verſetzung in den Nuheſtand. 
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Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 

Die bereits einſtweilig in den Ruheſtand verſetzten Beamten unterliegen für 
die Zeit nach Inkrafttreten des Geſetzes ſeinen Beſtimmungen ebenfalls. Vorher 
feſtgeſetzte Wartegelder ſind neu feſtzuſetzen. 

Berlin, den 26. Februar 1919. 

Die Preußiſche Regierung. : 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Haeniſch. Südekum. Heime. 
Nediglert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Hanpt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 / und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


